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Betreff : Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Land- und 
f orstwirtschaft liehe Berufsausbildungsgesetz und 
das Landarbeitsgesetz geändert werden 

D ie Präsidentenk onferenz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs beehrt sich, dem Präsidium des N ati onalrates die 

beiliegenden 25 Abschriften ihrer Stellungnahme zum Entwurf 

eines Bundesgesetzes , mit dem das Land- und f orstwirt­

schaftliehe Berufsausbildungsgesetz und das Landarbeitsge­

setz geändert werden , mit der Bitte um Kenntnisnahme zu 

überreichen. 

Für den Generalsekretär : 

25 Beilagen 
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Zu § 3: 

Das Wort "Obstbau 11 im Abs. 1 wäre rlurch "Obstbau ulld 

Obstverwertungl1 zu ersetzen. 

Angeregt wird, die Absätze 1 und 2 zu vertauschen, da der 

Absatz 2 die grundsätzlichen Aussagen zur Berufsausbil­

dung enthält. Beim derzeitigen Abs. 1 sollte in den Erläu­

terungen festgehalten werden, daß die Ausbildungsbereiche 

nicht ein für allemal abschließe� aufgezähl t sind, sondern 

Offenheit für neue zukünftige Berufsfelder gewahrt bleibt. 

Zu § 4: 

Es wird neuerlich die Anregung vorgebracht, nicht nur den 

Facharbeiter und Meister im Gesetz zu verankern, sondern 

auch die Facharbeiterin und Meisterin. 

Zu § 8 Abs. 2: 

Neben einer dreijährigen land- und forstwirtschaft lichen 

Fachschule sollten auch die einschlägigen Fachrichtungen 

der hBheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten 

und der Universität für Bodenkultur Wien angeführt werden. 

Nach Absolvierung der dreijährigen land- oder forst�7irt­

schaft lichen Fachschule sollte eine Abschlußprüfung vor­

geschrieben werden, über deren Form die Ausführungsgesetz­

gebung zu entscheiden hat. 

Zu § 10: 

Die Regelung der Anschlußlehre sollte ergänzt werden, und 

zwar in der Form, daß im Anschluß an eine Lehre "oder an 

eine die Lehre und Facharbeiterprüfung ersetzende gleich­

wertige Ausbildung" eine weitere Lehrausbildung (Anschluß­

lehre) ... erfolgen kann. 
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Zu § 11: 

Die demonstrative Aufzählung der besonderen Fähigkeiten, 

die bescheinigt werden k�nnen, sollte um das Gebiet 

"Landschaftspflege" ergänzt werden. 

Zu § 1 2  Abs. 1: 

Der Besuch eines Vorbereitungslehrganges sollte ein zeit­

liches .r-lindesterfordernis aufweisen . Somit sollte nach 

dem Wort "Vorbereitungslehrganges" die Wortgruppe "von 

mindestens 240 Wochenstunden" ergänzt werden. 

Zu § 14 Z. 6 :  

Der Text sollte um die Worte "und zur Aufl�sung eines Lehr­

verhältnisses" ergänzt werden. 

Zu § 15: 

Abs. 1, erster Satz sollte wie folgt lauten: "Die Anerken­

nung • . . .  ist an Bedingungen wie pers�nliche und fachliche 

Eignung sowie entsprechende Einrichtung ... zu knüpfen". 

In Abs. 2 ist die Abstellung auf einen "geeigneten Arbeit­

nehmer im Betrieb" zu eng. Es sollte die Formulierung "eine 

geeignete im Betrieb tätige Person" verwendet werden. 

§ 17 Abs. 2: 

Die Norte "bei den" sollten durch die vlorte "durch die" 

ersetzt werden. 

Grundsätzlich ist zu § 17 festzustellen, daß auf Grund 

der Bundesverfassungsgesetz-Novelle 1974 keine Grundsatz­

kompetenz zur Regelung der Organisation von Landesbehörden 
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gegeben ist. Daher ist auch in § 14 nicht - wie seinerzeit 

in § 136 Landarbeitsgesetz - die Kompetenz der land- und 

forstwirtschaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstellen 

zur Erlassung von Ausbildungs- und Prüfungsordnungen vorge­

sehen. § 17 des Entwurfes enthält überdies nur Rahmen­

vorschriften für die Organisation von Prüfungen. 

Die Präsidentenkonferenz ersucht daher, bereits in der 

Grundsatzgesetzgebung die Kompetenz der Lehrlings- und Fach­

ausbildungs stellen zur Erlassung von Ausbildungs- und Prü­

fungsordnungen vorzusehen bzw. für das Ausbildungs- und 

Prüfungswesen Rahmenbestimmungen zu erlassen. 

25 Abschriften dieser Stellungnahme werden wunschgemäß 

gleichzeitig dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Der Präsident: Der Generalsekretär: 
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